Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 737), zuletzt geändert durch das Sechste 
Gesetz zur Änderung des Zoligesetzes vom 13. Sep- 
lember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1313), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 21 

a) wird als neuer Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Sobald sich im Prüfungsverfahren 
(Absatz 3) mit einem hohen Grad von Wahr- 
scheinlichkeit ergibt, daß die Voraussetzun- 
gen des Absatzes 3 Nr. 1 und 2 vorliegen, 
kann die Bundesregierung die in Absatz 2 
Nr. 1 oder 2 vorgesehenen Zollsätze durch 
Rechtsverordnung vorläufig festsetzen, wenn 
die Schädigung im Sinne des Absatzes 3 Nr. 2 
unmittelbar bevorsteht und im Interesse der 
Allgemeinheit unverzüglich abgewendet wer- 
den muß. Die vorläufigen Antidumpingzoll- 
sätze oder Ausgleichszollsätze dürfen bis zur 
geschätzten Höhe der Dumpingspanne oder 
der gewährten Prämie oder Subvention und 
höchstens für die Dauer von drei Monaten 
festgesetzt werden. Soweit die Prüfung er- 
gibt, daß die Voraussetzungen für die Fest- 
setzung der Zollsätze des Absatzes 2 Nr. 1 
oder 2 während der Geltungsdauer der nach 
Satz 1 erlassenen vorläufigen Anordnung 
Vorlagen, ist unverzüglich für die Zeit ab In- 
krafttreten dieser vorläufigen Anordnung 


eine endgültige Regelung nach Absatz 2 Nr. 1 
oder 2 zu erlassen; dabei ist eine Erhöhung 
der Zollsätze für die Zeit der Rückwirkung 
unzulässig; im übrigen sind die vorläufigen 
Antidumpingzollsätze oder Ausgleichszoll- 
sätze rückwirkend aufzuheben. Die vorläufige 
Anordnung nach Satz 1 darf in demselben 
Prüfungsverfahren nicht wiederholt werden.", 

b) erhalten die bisherigen Absätze 4, 5 und 6 
die Bezeichnung Absätze 5, 6 und 7, 

c) wird in Absatz 7 das Wort „Absatz 5" ersetzt 
durch das Wort „Absatz 6". 

2. Die Überschrift des Achten Teiles erhält folgende 

Fassung: 

„Sonstige und Schluß Vorschriften". 

3. § 80 a erhält folgende Überschrift; 

„Eingangsabgaben aus EWG-Verordnungen". 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 9. März 1966 

Dr. Barzel und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann- Stumm und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



